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R2G setzt Politik der formellen Privatisierung fort
(Berlin, 1. Mai 2018) Die vom R2G-Senat geplante formelle Schulprivatisierung 
nimmt immer konkretere Formen an. Damit setzt der Senat die bereits bei den 
Berliner Wasserbetrieben praktizierte Politik der formellen Privatisierung der       
öffentlichen Daseinsvorsorge fort.

Dazu Sigrun Franzen: „ Auch eine formale Privatisierung ist eine Privatisierung. Die  
Folge ist immer eine zunehmende Intransparenz und Entdemokratisierung. Bereits jetzt
wurden beispielsweise Presseanfragen nach Angaben der Berliner Zeitung mit dem 
Hinweis auf das ,privatrechtliche Geschäftsgeheimnis‘ abgewiesen. Zudem hat sich die 
formale Privatisierung in der Vergangenheit oft genug als erster Schritt zum Verkauf 
von Betrieben der öffentlichen Daseinsvorsorge erwiesen. Beim Senat hat der Wasser-
Volksentscheid offensichtlich nicht zu einem nachhaltigen Umdenken geführt. Wir     
hoffen daher, dass die Berliner*innen wachsam sind und verhindern, dass ihre öffentliche  
Daseinsvorsorge allmählich in einen Korb kreativer Finanzprodukte mit Renditegarantien 
umgewandelt wird.“

Die senatseigene, aber privatwirtschaftlich organisierte HOWOGE soll nach Presse-
angaben im Rahmen der sogenannten Schulbauoffensive Unterrichtsgebäude für rund 
1,2 Milliarden EUR bauen oder sanieren. Die Bausumme soll die HOWOGE durch   
Kredite finanzieren, die sie wiederum mit Mieteinnahmen zurückzahlen soll, für die die 
öffentliche Hand garantiert. Nach Ansicht des Senats lässt sich durch diese      
„Auslagerung“ von Schulfinanzierung die ab 2020 greifende Schuldenbremse umgehen.

Die rot-rot-grüne Landesregierung wählte damit eine Konstruktion, die bereits bei der 
Rekommunalisierung der Berliner Wasserbetriebe (BWB) eingerichtet wurde. Der 
überteuerte Rückkauf erfolgte durch eine Milliardensumme, die die BWB durch Kredite 
finanzieren mussten. Die Berliner Bürger*innen zahlen den Kredit seitdem durch      
unnötig teure Wasserpreise zurück. Auch bei der Schulprivatisierung wird die
Verschleierung der Staatsschulden zu höheren Kosten und einem Verlust der            
demokratischen Kontrolle führen.

Der Berliner Wassertisch fordert ein Ende der formalen Privatisierung bei allen Einrich-
tungen der Daseinsvorsorge – egal ob Schulen oder Wasserbetriebe.
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